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Leitsätze 
1. Die technische Auswertung von Leistungsdaten, die nicht auf einzelne Arbeitnehmer, sondern 
auf eine Arbeitsgruppe in ihrer Gesamtheit bezogen sind, ist dann eine Überwachung iSv § 87 Abs 
1 Nr 6 BetrVG, wenn der Überwachungsdruck auf die einzelnen Gruppenmitglieder weitergeleitet 
wird (Bestätigung von BAG Beschluß vom 18.2.1986,1 ABR 21/84 = BAGE 51, 143 = AP Nr 
13 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung). 
2. Dazu genügt es, daß sich infolge der Größe und Organisation der Gruppe sowie der Art ihrer 
Tätigkeit für das einzelne Gruppenmitglied entsprechende Anpassungszwänge ergeben. Die Ent­
lohnung (Gruppenakkord) ist nur eines von verschiedenen Mitteln, die solche Anpassungszwänge 
erzeugen können. 

A. Die Beteiligten streiten darüber, ob die Einführung des EDV-gestützten Arbeitswirt-
schaftsinformationssystems "ARWIS" im Betrieb der Arbeitgeberin der Mitbestimmung 
des Betriebsrats unterliegt. . 
In diesem Betrieb werden von über 300 Arbeitnehmern Küchenmöbel hergestellt. Die Ar ­
beitgeberin teilte im Juli 1992 dem Betriebsrat ihre Absicht mit, ARWIS im Betrieb einzu­
führen. Sie legte dem Betriebsrat den Entwurf einer Betriebsvereinbarung hierüber vor. Der 
Betriebsrat verweigerte jedoch im Oktober 1992 die Zustimmung. Auch in der Folgezeit 
einigten sich die Beteiligten nicht. Seit November 1992 setzt die Arbeitgeberin das System 
ARWIS dennoch in der Arbeitsplattenabteilung ein. Dor t sind 5 bis 6 Arbeitnehmer be­
schäftigt. Sie arbeiten im Zeitlohn, dessen H ö h e sich nach dem Durchschnitt des früher 
von ihnen bezogenen Akkordlohns richtet. 
ARWIS ist ein Informationssystem in Form einer besonderen Software, die von Unterneh­
men auf vorhandenen EDV-Anlagen (Personal-Computern) eingesetzt werden kann. Im 
vorliegenden Fall stützt sich seine Anwendung auf den Personal-Computer des techni­
schen Leiters des Betriebs. ARWIS ist auf Arbeitsgruppen bezogen. Sein Zweck besteht 
darin, den Aufwand an Bearbeitungszeit pro Einheit zu vermindern und dadurch die Pro­
duktivität zu erhöhen. Das System erfaßt anhand der gestempelten Anwesenheitszeiten der 
Arbeitnehmer und der von ihnen ausgefüllten Stückzahllisten täglich die Gesamt-Anwe-
senheitszeit und die Produktionszeit der Gruppe in Stunden sowie ihre Gesamt-Leistung 
in Stück. Diese Daten werden der statistischen Vorgabezeit gegenübergestellt, die das Sy­
stem auf der Grundlage der in einem bestimmten Zeitraum erbrachten Arbeitsergebnisse 
ermittelt. In die Berechnung der Vorgabezeit fließen sowohl "direkte" Zeiten (produzie­
rende Tätigkeiten im engeren Sinne) als auch "indirekte" Zeiten (Rüstzeiten u.ä.) als geson­
derte Posten ein. Auf diese Weise wird die Differenz zwischen der tatsächlich aufgewand­
ten und der "erwirtschafteten" Zeit ermittelt. Unter erwirtschafteter Zeit wird dabei das 
Produkt aus Vorgabezeit und tatsächlich erreichter Stückzahl verstanden. Auf der Grund­
lage dieser Daten wird der jeweilige Trend der Produktionsentwicklung, bezogen auf einen 
bestimmten Zeitraum, dargestellt. Außerdem wird auch der Produktivitätsgrad als das Ver­
hältnis der Summe direkter Zeiten zu der von der Gruppe aufgewandten Gesamtzeit er­
rechnet. Die Vorgabezeit wi rd vom System anhand der jeweils festgestellten Leistungen 
und Leistungsabweichungen kontinuierlich fortgeschrieben. 
Alle diese Auswertungen erfolgen täglich. Ihre Ergebnisse sollen nicht nur dem Arbeitge­
ber, sondern auch der jeweiligen Gruppe Veränderungen der Arbeitsinhalte, des Arbeits­
vermögens oder des Arbeitsverhaltens sofort erkennbar machen. ARWIS wird vom Anbie­
ter daher als System "aktiver Selbstkontrolle" bezeichnet. 
Der Betriebsrat hat die Auffassung vertreten, er habe bei der Einführung und Anwendung 
von ARWIS mitzubestimmen. Es handele sich um eine zur Überwachung des Verhaltens 
und der Leistung der Arbeitnehmer bestimmte technische Einrichtung. Unschädlich sei in­
soweit, daß die Arbeitgeberin diese lediglich gruppenbezogen einsetze, denn das System 
könne durch entsprechende Änderung der Gruppendefinition auch Vorgaben und tatsäch-
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liehe Zeiten und Leistungen bezogen auf einzelne Arbeitnehmer vergleichen. Zumindest 
ergebe sich das Mitbestimmungsrecht daraus, daß der von ARWIS ausgehende Überwa¬
chungsdruck auf die einzelnen in der Plattenabteilung beschäftigten Arbeitnehmer durch­
schlage. Dem stehe nicht entgegen, daß die Arbeitnehmer nicht im Leistungslohn arbeite­
ten, denn aus der Verantwortlichkeit der gesamten Gruppe für ihre Arbeit ergebe sich ein 
vergleichbarer sozialer Druck. 
Der Betriebsrat hat beantragt 
festzustellen, daß die Anwendung des Systems ARWIS im Betrieb der Arbeitgeberin mitbe­
stimmungspflichtig ist. 
Die Arbeitgeberin hat beantragt, 
den Antrag zurückzuweisen. 
Nach ihrer Meinung besteht kein Mitbestimmungsrecht, weil ARWIS nicht zur Überwa­
chung des Verhaltens oder der Leistung einzelner Arbeitnehmer geeignet sei. Es könne nur 
gruppenbezogene Daten auswerten. Von ARWIS könne auch kein auf die einzelnen Ar ­
beitnehmer durchschlagender Überwachungsdruck ausgehen, denn deren Arbeitsentgelt sei 
nicht leistungsabhängig. Dafür, daß das System die Arbeitnehmer einem solchen Druck in 
anderer Weise aussetze, gebe es keine tatsächlichen Anhaltspunkte. 
Das Arbeitsgericht hat den Antrag des Betriebsrats zurückgewiesen. Auf die Beschwerde 
des Betriebsrats hat das Landesarbeitsgericht dem Antrag stattgegeben. M i t der vom Lan­
desarbeitsgericht zugelassenen Rechtsbeschwerde begehrt die Arbeitgeberin die Wieder­
herstellung des arbeitsgerichtlichen Beschlusses. Der Betriebsrat beantragt, die Rechtsbe­
schwerde zurückzuweisen. 

B. Das Landesarbeitsgericht hat dem Antrag des Betriebsrats zu Recht stattgegeben. 

I . Der Antrag ist zulässig. 
Ein Streit der Betriebspartner darüber, ob der Betriebsrat in einer bestimmten Angelegen­
heit ein Mitbestimmungsrecht hat, kann nach der ständigen Rechtsprechung des Senats mit 
einem Feststellungsantrag zur gerichtlichen Entscheidung gestellt werden. Das hierfür er­
forderliche Feststellungsinteresse des Betriebsrats ist nicht etwa deshalb entfallen, weil die 
Arbeitgeberin das System ARWIS bereits einsetzt. Bei dessen weiterer Anwendung kann 
der Betriebsrat sein Mitbestimmungsrecht noch ausüben (z.B. BAGE 51,143,146 = AP Nr. 
13 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung, zu B I der Gründe; Senatsbeschluß vom 27. Okto­
ber 1992 - 1 ABR 17/92 - AP Nr. 61 zu § 87 BetrVG 1972 Lohngestaltung, zu A II der 
Gründe). 
Der Antrag ist auch hinreichend bestimmt. Bei einem Streit über bestehende Mitbestim­
mungsrechte muß der Betriebsrat diejenige Maßnahme des Arbeitgebers, für die er ein M i t ­
bestimmungsrecht beansprucht, so genau bezeichnen, daß mit der Entscheidung über den 
Antrag feststeht, für welche Maßnahmen das Mitbestimmungsrecht bejaht oder verneint 
worden ist (Senatsbeschluß vom 27. Oktober 1992, AP, aaO). Dieses Erfordernis ist hier 
erfüllt. Der Betriebsrat beansprucht ein Mitbestimmungsrecht bei jeder Anwendung des 
Systems ARWIS im Betrieb. Daß der Antrag des Betriebsrats so umfassend zu verstehen 
ist, ergibt sich aus seinem Wortlaut, der insoweit keine Einschränkungen enthält. Der A n ­
trag ist auch nicht etwa, abweichend von seinem Wortlaut, dahingehend zu interpretieren, 
daß er nur die Verwendung von ARWIS in der Arbeitsplattenabteilung beträfe. Zwar hat 
sich der Streit zwischen den Beteiligten an der Einführung von ARWIS in dieser Abteilung 
entzündet. Aus dem Vortrag des Betriebsrats ergibt sich aber, daß er diese nur als Vorreite­
r in einer generellen Anwendung von ARWIS versteht. 

I I . Der Antrag ist begründet. Der Betriebsrat hat nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG bei der 
Einführung von ARWIS im Betrieb der Arbeitgeberin mitzubestimmen. ARWIS ist eine tech­
nische Einrichtung, die dazu bestimmt ist, die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen. 

1. Wie der Senat schon mehrfach entschieden hat, stellt Computer-Software in Verbindung 
mit dem Rechner, der mit ihr betrieben wird, eine technische Einrichtung i.S.v. § 87 Abs. 1 
Nr. 6 BetrVG dar. Dabei ist es unerheblich, ob der verwendete Rechner bereits vor der A n ­
schaffung der im Streit befindlichen Software im Betrieb vorhanden war und in anderer 
Weise genutzt wurde (vgl. BAGE 46, 367, 374 = AP Nr. 9 zu § 87 BetrVG 1972 Überwa­
chung, zu B III der Gründe; BAGE 51, 217, 226 = AP Nr. 14 zu § 87 BetrVG 1972 Über­
wachung, zu B II 3 a der Gründe). Erst die entsprechende Software ermöglicht die Nut ­
zung einer EDV-Anlage zu einem bestimmten Zweck. 
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2. M i t zutreffender Begründung hat es das Landesarbeitsgericht bejaht, daß diese techni­
sche Einrichtung zur Überwachung der Arbeitnehmer i.S.v. § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG be­
stimmt ist. 

a) Der Qualifikation von ARWIS als technische Überwachungseinrichtung steht nicht ent­
gegen, daß die in diesem System verarbeiteten Daten von den Arbeitnehmern teilweise von 
Hand erhoben werden, indem sie Stückzahllisten ausfüllen. Wie der Senat in eingehender 
Auseinandersetzung mit der Gegenmeinung entschieden hat, rechtfertigen es weder Wort­
laut noch Sinn des § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG, unter technischer Überwachung nur einen 
Vorgang zu verstehen, der auch die Erhebung der Leistungsdaten auf technischem Wege 
umfaßt. Vielmehr kann schon das Verarbeiten von Informationen für sich allein als Über­
wachung zu verstehen sein (BAGE 46, 367, 377 f f = AP, aaO; ebenso Beschluß vom 23. 
April 1985 - 1 ABR 39/81 - AP Nr. 11 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung, zu B II 2 der 
Gründe). Insoweit besteht zwischen den Beteiligten auch kein Streit. 

b) Die mit Hilfe von ARWIS ausgeübte Überwachung bezieht sich auf die Zahl der in ei­
nem bestimmten Zeitraum von der Gruppe gefertigten Arbeitsplatten. Dabei handelt es 
sich um ein Leistungsdatum (BAGE 51,143, 147 = AP, Nr. 13 zu § 87 BetrVG 1972 Über­
wachung, zu B I I 2 der Gründe). Auch insoweit sind sich die Beteiligten einig. 
c) Das Landesarbeitsgericht hat allerdings nicht aufgeklärt, ob, wie der Betriebsrat behaup­
tet, auch die Leistung einzelner Arbeitnehmer Gegenstand der Überwachung durch AR­
WIS sein kann. Das war entbehrlich, weil es nach seiner Auffassung zur Begründung der 
Mitbestimmungspflichtigkeit von ARWIS genügt, wenn dieses System nur die von einer 
Gruppe von Arbeitnehmern insgesamt erbrachte Leistung auswertet. Damit hat das Lan­
desarbeitsgericht entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde die Tragweite des § 87 
Abs. 1 Nr. 6 BetrVG nicht verkannt. 

aa) Zunächst ist dem Landesarbeitsgericht darin zu folgen, daß § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG 
ausnahmsweise auch den Fall erfassen kann, in dem die Gesamtleistung einer Gruppe und 
nicht die jeweilige Leistung der einzelnen Arbeitnehmer Überwachungsobjekt einer tech­
nischen Einrichtung ist. 

(1) Nach der Rechtsprechung des Senats (z.B. BAGE 51, 143, 147 ff . = AP, aaO) stellt die 
technische Auswertung von Leistungsdaten zwar im Grundsatz nur dann ein Überwachen 
durch eine technische Einrichtung i.S. dieser Vorschrift dar, wenn die Leistungsdaten ein­
zelnen Arbeitnehmern zugeordnet werden können, die betreffenden Arbeitnehmer also 
identifizierbar sind. Das Auswerten der Leistung einer ganzen Abteilung oder Gruppe 
reicht nicht aus, um das Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG zu begrün­
den. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist nach der zitierten Senatsentscheidung je­
doch dann zu machen, wenn der von der technischen Einrichtung auf die Gruppe ausge­
hende Überwachungsdruck auf die einzelnen Gruppenmitglieder durchschlägt. Das hat der 
Senat für den Fall angenommen, daß die Arbeitnehmer in einer überschaubaren Gruppe -
im konkreten Fall 6 bis 8 Arbeitnehmer - im Gruppenakkord arbeiten. 
Der Senat hat diese Differenzierung aus den Erwägungen hergeleitet, auf denen die Mitbe­
stimmungspflichtigkeit technischer Überwachungseinrichtungen beruht. Danach birgt die 
Auswertung von Informationen über die Leistung der Arbeitnehmer durch technische Ein­
richtungen die Gefahr des Eindringens in Persönlichkeitsbereiche, die einer nichttechni­
schen Überwachung nicht zugänglich sind. Auch werde der Arbeitnehmer Objekt einer 
Überwachungstechnik, der er sich nicht entziehen könne. Das Wissen um diese Überwa­
chung erzeuge einen Anpassungsdruck, der zu erhöhter Abhängigkeit des Arbeitnehmers 
führen und damit die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit beschränken könne. Dies stelle 
sich als möglicher Eingriff in sein Persönlichkeitsrecht dar. 
Zwar laste der von einer technischen Einrichtung ausgehende Überwachungsdruck zu­
nächst nur auf der Arbeitnehmergruppe in ihrer Gesamtheit, wenn nur gruppenbezogene 
Daten erfaßt werden. Es könnten jedoch Gruppenzwänge bestehen, die den Arbeitnehmer 
bestimmten, sein eigenes Verhalten an demjenigen der Gruppe auszurichten. Dies sei jeden­
falls innerhalb kleiner und überschaubarer Akkordgruppen der Fall. Zum einen beruhe dies 
darauf, daß sich die Leistung jedes einzelnen Gruppenmitglieds im Arbeitsentgelt für alle 
niederschlage. Zum anderen ergäben sich derartige Gruppenzwänge dadurch, daß die 
Gruppe nach dem Gruppenergebnis beurteilt und mit anderen Gruppen verglichen werde, 
was dazu führen könne, daß letztlich doch die einzelnen Gruppenmitglieder für das Grup-
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penergebnis "verantwortlich" gemacht würden. Unerheblich sei dabei, ob diese Gruppen­
zwänge bereits unabhängig von der technischen Überwachung bestünden, und ob der 
Überwachungsdruck möglicherweise nur gering oder gar unbedeutend sei. Die Größe der 
Gefahr, daß durch die Überwachung in den Persönlichkeitsbereich des Arbeitnehmers ein­
gedrungen werde, sei erst bei der Ausgestaltung der Regelung über die Anwendung der 
technischen Einrichtung zu berücksichtigen. 

(2) Diese Entscheidung hat zwar verbreitet Zustimmung gefunden, ist aber von einem Teil 
des Schrifttums als eine vom Gesetz nicht gedeckte Erweiterung der Mitbestimmung kr i t i ­
siert worden. I m wesentlichen stützt sich die Kr i t ik auf folgende Argumente: Der Grup­
pendruck gehe nicht vom Arbeitgeber aus, sondern von den anderen Gruppenmitgliedern 
und könne schon deshalb kein Mitbestimmungsrecht auslösen (Kort, CR 1987, 300, 307). 
Hinzu komme, daß der einzelne Arbeitnehmer nicht durch die technische Einrichtung 
überwacht werde, sondern auf nichttechnischem Wege durch seine Arbeitskollegen 
(Hess/Schlochauer/Glaubitz, BetrVG, 4. Auf l . , § 87 Rz 306 f.; Ehmann, SAE 1986, 255, 
256; ders., Z f A 1986, 357, 381; P. Nipperdey, CR 1987,434,437). Das Phänomen des Grup­
pendrucks sei von der technischen Überwachung unabhängig (Gaul, RDV 1987, 109, 115). 
Soweit das Bundesarbeitsgericht auf die Besonderheiten des Gruppenakkords abgestellt ha­
be, sei ihm entgegenzuhalten, daß der Druck unabhängig von der A r t der Überwachung 
durch das Akkordsystem bedingt sei (Stege/Weinspach, BetrVG, 7. Auf l . , § 87 Rz 109 d; 
Buchner, BB 1987, 1942, 1945; Kraft, Anm. zu AP Nr. 13 zu § 87 BetrVG 1972 Überwa­
chung), das seinerseits nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG der Mitbestimmung unter­
liege und daher nicht auch noch zur Begründung eines Mitbestimmungsrechts nach § 87 
Abs. 1 Nr. 6 BetrVG herangezogen werden könne (Ehmann, SAE 1986, 255, 256; ders., 
Z f A 1986, 357,381). 
Diese Argumente geben dem Senat keine Veranlassung, von seinem Standpunkt abzurük-
ken. Daß der Gruppendruck von den Arbeitskollegen des jeweiligen Arbeitnehmers aus­
geht und nicht vom Arbeitgeber, kann nicht entscheidend sein. Dieser Umstand ändert 
nichts daran, daß erst die technische Einrichtung den Überwachungsdruck erzeugt, der 
dann von der Gruppe auf ihre einzelnen Mitglieder weitergeleitet werden kann. Der Grup­
pendruck ist also nur die Folge des vom Arbeitgeber veranlaßten Einsatzes der technischen 
Überwachungseinrichtung und durchaus erwünscht als Mittel , mit dessen Hilfe die techni­
sche Überwachung ihre Wirksamkeit entfaltet. Ist der Gruppendruck aber auf diese Weise 
mittelbar vom Arbeitgeber verursacht, so muß er auch bei der Beantwortung der Frage, ob 
die technische Überwachung mitbestimmungspflichtig ist, berücksichtigt werden. 
Auch der Hinweis darauf, daß der interne Gruppendruck nicht auf technische Überwa­
chungsmittel angewiesen ist, überzeugt nicht. Nicht die gruppeninterne Überwachung ist 
Gegenstand des Mitbestimmungsrechts des Betriebsrats, sondern der Einsatz der techni­
schen Überwachungseinrichtung. Wie der Senat in dem Beschluß "Techniker-Berichtssy­
stem" (BAGE 46, 367, 377 f f . = AP, aaO) entschieden hat, erfordert § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG nicht, daß alle Vorgänge, die zur "Überwachung" notwendig sind, von einer tech­
nischen Einrichtung erledigt werden. So kann der Umstand, daß Daten manuell erhoben 
werden und lediglich bei ihrer Auswertung auf eine technische Einrichtung zurückgegrif­
fen wird, das Mitbestimmungsrecht nicht ausschließen. Der Senat hat dies mit den Gefah­
ren begründet, welche die technische Auswertung von Leistungsdaten mit sich bringe. Die­
se liegen insbesondere in dem Kontextverlust, der mit der notwendigen Datenauswahl ver­
bunden ist, und in der unbegrenzt möglichen Verknüpfung mit anderen Daten, die eine 
persönliche, individualisierende Beurteilung entbehrlich machen. Hierdurch entsteht ein 
Anpassungsdruck, der zu erhöhter Abhängigkeit des Arbeitnehmers führt . Für diesen kann 
es keinen wesentlichen Unterschied machen, ob er unmittelbar auf den einzelnen Arbeit­
nehmer wirkt , oder ob er von der überwachten Gruppe an den Arbeitnehmer weitergege­
ben wird. Entscheidend ist allein, daß der Einsatz der technischen Einrichtung einen Druck 
erzeugt, der den einzelnen Arbeitnehmer zur Anpassung seines Verhaltens bewegt und ihn 
damit in der freien Entfaltung seiner Persönlichkeit hindert. 

bb) Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht ferner erkannt, daß der auf die Gruppe wir­
kende Überwachungsdruck auch auf andere Weise als über die A r t des Arbeitsentgelts 
(Gruppenakkord) auf das einzelne Gruppenmitglied weitergeleitet werden kann. 
Entgegen der in der Rechtsbeschwerdebegründung von der Arbeitgeberin vertretenen Auf­
fassung besteht insoweit keine Divergenz zu dem zitierten Senatsbeschluß (BAGE 51, 143, 
149 f. = AP Nr. 13 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung, zu B I I 3 b der Gründe). Dort hat 
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der Senat den Gruppenakkord nur als eines, nicht aber als das einzig denkbare Mittel ge­
nannt, das den auf der Gruppe liegenden Überwachungsdruck auf das einzelne Gruppen­
mitglied durchschlagen läßt. Er hat zusätzlich auf die Zwänge abgestellt, die sich daraus er­
geben, daß eine kleine und überschaubare Arbeitsgruppe nach dem Gruppenergebnis beur­
teilt und letztlich für dieses "verantwortlich" gemacht werden könne. 
Dafür, daß dieser Uberwachungsdruck auf den einzelnen Arbeitnehmer weitergeleitet 
wird, kann es nicht entscheidend darauf ankommen, auf welche Weise dies bewirkt wird. 
Maßgeblich ist nur, ob der Druck für das einzelne Gruppenmitglied spürbar ist. Das ist 
aber nicht nur dann der Fall, wenn die Höhe des Arbeitsentgelts von der gemeinsamen Ar ­
beitsleistung der Gruppe abhängt. Auch bei leistungsunabhängigem Entgelt kann der so­
ziale Druck, der sich in der gegenseitigen Kontrolle der Gruppenmitglieder äußert, für den 
einzelnen durchaus spürbar sein. Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß die Gruppe in 
ihrer Gesamtheit für ihr Arbeitsergebnis verantwortlich gemacht wird und daher ein ge­
meinsames Interesse an einem möglichst guten Ergebnis hat. Diese Ergebnisverantwortung 
erfordert keine Haftung im Rechtssinn. Es ist allgemein bekannt, daß auch das Streben 
nach Anerkennung durch den Arbeitgeber oder Kollegen sowie das Bemühen, Kr i t ik we­
gen Leistungsschwäche zu vermeiden, das Verhalten des Arbeitnehmers beeinflussen. Hier­
für ist allerdings zunächst erforderlich, daß die Gruppe mit einem bestimmten Arbeitser­
gebnis identifiziert wird. Es muß hinzukommen, daß sie nach Größe, Organisation und 
A r t ihrer Tätigkeit so beschaffen ist, daß schlechte Leistungen einzelner für die übrigen 
Gruppenmitglieder bestimmbar bleiben. 
Daß die Wirkung solcher nicht materieller Steuerungsmechanismen keineswegs gering ein­
geschätzt werden darf, ist mittlerweile Allgemeingut. Hierauf beruht auch die in der be­
trieblichen Praxis immer häufiger anzutreffende Organisationsform der Arbeitsgruppe, die 
als besonders effizient angesehen wird. Auch das vorliegend im Streit befindliche Informa­
tionssystem ARWIS ist ein Beleg fü r diese Wirkungen. Es beruht darauf, daß schon die täg­
liche Konfrontation der Gruppe mit ihren Arbeitsleistungen in Form von Soll-/Ist-Verglei­
chen und Produktivitätstrends dazu führen soll, daß die Arbeitnehmer im Wege "aktiver 
Selbstkontrolle" ihre Leistungen steigern. Zwar nennt der Anbieter von ARWIS in seiner 
Beschreibung des Systems beispielhaft ein Unternehmen, in dem Produktivitätssteigerun­
gen durch Prämien honoriert werden; aber ein für das Funktionieren von ARWIS notwen­
diger Bestandteil ist das nicht. 

"Überschaubare kleine Gruppe"... cc) Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß die Arbeitnehmer in der Ar ­
beitsplattenproduktion eine überschaubare kleine Gruppe bilden, in welcher der von AR­
WIS ausgehende Uberwachungsdruck auf die einzelnen Gruppenmitglieder durchschlägt. 

... bei 5 bis 8 Arbeitnehmern. Der Senat hat in der "Kienzle-Schreiber"-Entscheidung (BAGE 51, 143 = AP Nr. 13 zu 
§ 87 BetrVG 1972 Überwachung) eine Gruppe von 6 bis 8 Arbeitnehmern als hinreichend 
klein und überschaubar angesehen, um eine solche Weiterleitung des Überwachungsdrucks 
zu ermöglichen. Vorliegend handelt es sich um eine Gruppe von 5 bis 6 Arbeitnehmern. 
Zwar rügt die Arbeitgeberin, daß das Landesarbeitsgericht insoweit nicht geprüft habe, ob 
im konkreten Fall der von der Überwachungseinrichtung auf die Gruppe ausgehende 
Druck tatsächlich auch von den einzelnen Arbeitnehmern empfunden wurde. Aber ange­
sichts des Umstandes, daß ARWIS tägliche Soll-/Ist-Vergleiche anstellt und diese sowie die 
aktuellen Produktivitätstrends sowohl den Gruppenmitgliedern als auch dem technischen 
Leiter der Arbeitgeberin zur Kenntnis gegeben werden sollen, konnte das Landesarbeitsge­
richt ohne weiteres davon ausgehen, daß der Überwachungserfolg auch bezogen auf den 
einzelnen Arbeitnehmer tatsächlich erzielt wird. Eine derartige, als "aktive Selbstkontrolle" 
bezeichnete Wirkung ist ja das erklärte und einzige Ziel der Anwendung von ARWIS. Das 
Interesse der Arbeitgeberin an der Einführung und Nutzung von ARWIS wäre kaum ver­
ständlich, wenn es nicht - auch nach Einschätzung der Arbeitgeberin - diese Wirkung tat­
sächlich hätte. 

Erstreckung des Tenors auf 3. Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin ist auch nicht etwa deshalb begründet, weil die 
andere Betriebsgruppen Feststellung des Mitbestimmungsrechts im Tenor des angefochtenen Beschlusses antragsge­

mäß nicht auf die Arbeitsplattenfertigung beschränkt ist, sondern auch die Einführung von 
ARWIS in anderen Gruppen des Betriebes erfaßt, über deren Größe nichts bekannt ist. 

Kein Mitbestimmungsrecht bei a) Allerdings ergibt sich das Mitbestimmungsrecht bei der Arbeitsplattenabteilung nach 
größeren Gruppen den vorstehenden Ausführungen daraus, daß es sich um eine kleine und überschaubare 

Gruppe handelt. Bei größeren Gruppen hat der Betriebsrat dagegen kein Mitbestimmungs-
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recht (BAGE 51, 143, 147ff. = AP Nr. 13 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung). In solchen 
Gruppen ist nur die Gesamtleistung der Gruppe Gegenstand der Erfassungs- oder Auswer­
tungstätigkeit einer technischen Überwachungseinrichtung, ohne daß der hiervon ausge­
hende Überwachungsdruck auf die einzelnen Gruppenmitglieder durchschlagen würde. 
Angesichts der Größe des Betriebs der Arbeitgeberin, in dem über 300 Arbeitnehmer be­
schäftigt sind, wäre es rein rechnerisch möglich, daß ARWIS auch zur Überwachung von 
Gruppen eingesetzt wird, die aufgrund ihrer Größe nicht mehr überschaubar sind und in 
denen daher der erstrebte Überwachungserfolg, bezogen auf die einzelnen Gruppenmit­
glieder, nicht erzielt werden kann. 
Insoweit bedarf es aber keiner weiteren tatsächlichen Aufklärung, denn diese Möglichkeit 
kann hier als rein theoretisch vernachlässigt werden. Die Funktionsweise von ARWIS be­
ruht, wie dargestellt, darauf, daß in der Gruppe der von der technischen Überwachung aus­
gehende Druck auf die einzelnen Arbeitnehmer weitergeleitet wird. Geschieht dies nicht, 
so kann ÄRWIS nicht die beabsichtigte "aktive Selbstkontrolle" bewirken, seine Anwen­
dung ist dann für den Arbeitgeber ohne Interesse. Daraus ist abzuleiten, daß ARWIS nur in 
solchen Gruppen eingesetzt wird, welche ihrer Größe nach die erwarteten Wirkungen auch 
tatsächlich zulassen. Die Arbeitgeberin hat nichts dafür vorgetragen, daß sie beabsichtige, 
ARWIS auch in Bereichen des Betriebs einzusetzen, in denen die Überwachung der Grup­
pe keine für den einzelnen Arbeitnehmer spürbaren Anpassungszwänge auslöst, für die das 
System daher ungeeignet ist. Dafür ist sie aber darlegungspflichtig, soweit sie die zu weite 
Fassung des vom Betriebsrat geltend gemachten Mitbestimmungsrechts rügen wi l l . 

b) Hiernach kommt es nicht mehr auf die Frage an, ob entgegen der "Kienzle-Schreiber"-
Entscheidung, wie in einem Teil des Schrifttums vertreten wird (Däubler/Kittner/Kle­
be/Schneider, BetrVG, 4. Aufl., § 87 Rz 147; Hinrichs, AuR 1986, 285, 286; Schwarz, RDV 
1986, 141; Simitis, RDV 1989, 49, 56), bei der technischen Überwachung von Gruppen un­
abhängig von deren Größe ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG beste­
hen kann. 

Kleingruppenbezug von ARWIS 

Fehlerhaftigkeit von Computersoftware 
Kammergericht, Urteil vom 22.11.1994 -18 U 7070/93 -

Leitsätze der Redaktion: 
1. Maßstab für die Fehlerhaftigkeit §§ 459, 633 BGB, gelieferter Computersoftware ist das Abwei­
chen der tatsächlichen Istbeschaffenheit von der vertraglich vorausgesetzten Sollbeschaffenheit. 
2. Hinsichtlich der Darlegung der Sollbeschaffenheit genügt es, wenn der Erwerber mit schlüssiger 
Begründung das Fehlen bestimmter Eigenschaften als mit dem normalen Standard einer solchen 
Anlage unvereinbar erläutert. 

Vertragliches Rücktritts recht bei 
Computerprgrammen 
Oberlandesgericht Düsseldorf, Urteil vom 22.09.1994-5 U162/93 -

Leitsatz der Redaktion: 
Bestätigt der Lieferant dem Besteller die Bestellung eines Computerprogramms mit den Zusätzen: 
"Sie erhalten Ihr Geld in voller Höhe zurück, wenn das Programm nicht Ihren Anforderungen ent­
spricht; bis drei Monate Rücknahme der Installation", so ist der Besteller berechtigt, innerhalb von 
drei Monaten ab Lieferung ohne Angabe von Gründen die Rücknahme des Programms mit den 
Folgen eines Rücktritts nach § 346 Abs, 1 BGB zu verlangen, auch wenn er den vollen Kaufpreis 
bereits bei Lieferung gezahlt hat. 
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